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Worten und Taten ist m. E. eine unerläßliche Wirkungsvor­
aussetzung jeder Rechtspropaganda.

Zu einem gemeinsamen Anliegen: Rechtspropaganda be­
darf des gesprochenen oder geschriebenen Wortes; wir 
bedienen uns also des sprachlichen Ausdrucks. Ich finde, wir 
sollten ihn besser pflegen. Er ist für Juristen wie für Jour­
nalisten ein unentbehrliches Arbeitsmittel. Das ist nicht als 
weiterer Angriff auf das vielgeschmähte „Juristendeutsch“ 
gedacht. Ich halte es für völlig legitim, daß die Rechtswissen­
schaft sich — wie andere Wissenschaften — einer eigenen Fach­
sprache bedient. Sie besitzt eine unverwechselbare seman­
tische und syntaktische Struktur, die weitgehend von der 
spezifisch juristischen Deduktionsweise bestimmt ist. Diese 
Fachsprache enthält stark komprimierte und genau definierte 
(häufig legaldefinierte) Begriffe, die umgangssprachlich nicht 
oder jedenfalls nicht so verwendet werden. Sie ermöglichen 
aber eine rationelle und präzise Verständigung. Zu vermeiden 
sind jedoch eine Häufung von Substantiven und von substan­
tivierten Verben, Umständlichkeit, unübersichtliche Satz­
perioden oder grobe Verstöße gegen Regeln der Syntax und 
der Stilistik.

Abgesehen davon ist es natürlich ein Unterschied, ob man 
einen juristischen Schriftsatz oder einen Zeitungsartikel 
verfaßt, ob man vor Gericht einen Anspruch seines Betriebes 
zu vertreten oder einen öffentlichen Vortrag zu halten hat. 
Jede dieser Kommunikationssituationen ist anders beschaf­
fen — nicht nur, was die fachliche Vorbildung, das Abstrak­
tionsvermögen und rechtliche Verständnis des jeweiligen 
Publikums angeht. In einer Gerichtsverhandlung z. B. unter­
streicht die fachbezogene, betont juristische Argumentations­
und Ausdrucksweise des Richters, Staatsanwalts oder Ver­
teidigers die strenge Gesetzlichkeit des Verfahrens, vermittelt 
seine Atmosphäre und wird vom Zuhörer durchaus akzeptiert 
und nachvollzogen. Diese Sachlichkeit darf aber nicht durch 
sprachliche Oberflächlichkeiten, Langatmigkeit oder unange­
messenen Stimmaufwand belastet werden. Präzise, überzeu­
gende Argumente und Sorgfalt der sprachlichen Form heben 
den rechtspropagandistischen Wert der gerichtlichen Tätig­
keit. Für jedes andere öffentliche Wirken des Juristen gilt das 
nicht minder.

Als langjähriger Gerichtsberichterstatter habe ich hervor­
ragende Richterpersönlichkeiten kennengelernt: Verhand­
lungsleiter, die keinen Verfahrensbeteiligten rat- und hilflos 
zurücklassen, die selbst knifflige Rechtsprobleme einleuch­
tend zu erläutern wissen, die auch mit Angeklagten, vergeß­
lichen Zeugen und rechthaberischen Prozeßparteien vernünf­
tig reden, ohne die Autorität ihres Amtes preiszugeben, und 
die demjenigen, den sie kraft Gesetzes zu kritisieren, zu 
verurteilen, mit einem Anspruch abzuweisen haben, nicht nur 
sagen, d a ß ,  sondern auch w a r u m  er Unrecht hat. Es ist 
sicher kein Zufall, daß gerade sie vielfach auch hervorragende 
Rechtspropagandisten sind, Meister des gesprochenen und 
geschriebenen Wortes. Darin zeigt sich zugleich der enge 
Zusammenhang zwischen der Aufgabe, die Gerichtskultur 
(bzw., was für Betriebsjuristen u. U. noch wichtiger ist, die 
Kultur unseres gesamten Rechtslebens) weiter zu vervoll­
kommnen, und der Forderung nach einer noch wirksameren 
rechtspropagandistischen und -erzieherischen Öffentlichkeits­
arbeit.

Neu im Staatsverlag der DDR 
Strafrecht der DDR — Kommentar zum StGB

4. Auflage; 636 Seiten; EVP (DDR): 25 M
Seit dem Erscheinen der 3. Auflage des StGB-Kommentars (1981) sind drei 
Jahre vergangen. Die nun vorliegende 4. Auflage ist eine durchgesehene und 
ergänzte Fassung, die der Weiterentwicklung der Gesetzgebung Rechnung 
trägt. So machte die Verabschiedung des Gesetzes über die gesellschaftlichen 
Gerichte und der damit verbundenen Rechtsvorschriften eine neue Kommen­
tierung erforderlich. Auch andere Gesetze und Rechtsvorschriften, wie das 
LPG-Gesetz, das Wehrdienstgesetz, das Grenzgesetz und die damit im Zu­
sammenhang stehenden Rechtsvorschriften, waren zu verarbeiten, soweit sie 
Berührungspunkte zum Strafrecht haben.

Ein wichtiges Anliegen der Überarbeitung des Kommentars war die Aus­
wertung der neueren Rechtsprechung. Inzwischen ergangene Rechtssätze und 
Hinweise auf neuere Entscheidungen wurden in größerer Zahl in den Kom­
mentar aufgenommen, überholte und aufgegebene aus den* Erläuterungen 
ausgeschlossen. Die Literatur wurde ausgewertet und vervollständigt.

NEUEjUSnZ vor 35 Jahren

Wirtschaftsplanung und Recht
Mit der Planung des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses entsteht 
eine neue Qualität des Rechts. ... Es ist nicht mehr abstrakte 
Norm, Ausgleich eines abstrakten Konflikts privater Interessen, 
Widerspruchsauflösung eines abstrakten Widerspruchs, sondern 
Rechtsregel und identisch mit Zielsetzung, mit Zwecksetzung. Der 
Plan enthält Zielsetzungen, Rahmenanweisungen, die stufenweise 
in den Organisationen der Planung immer mehr konkretisiert 
werden. Recht ist identisch mit Anweisung, mit konkretem Gebot 
an den Leiter der einzelnen Betriebseinheit.' Man braucht nur 
einmal den Zweijahresplan und das BGB nebeneinander aufzu­
schlagen, um sich den Unterschied des neuen Rechts vom bishe­
rigen auffällig vor Augen zu führen. .. .

Nicht nur das Recht und seine Aufgaben ändern sich, der ge­
plante Wirtschaftsprozeß erfordert auch eine neue Rechtswissen­
schaft. Die Rechtswissenschaft muß ihre isolierte Stellung aufge­
ben. Wie der Jurist in den Gesamtprozeß des gesellschaftlichen 
Lebens bewußt hineingestellt wird und sein Aufgabengebiet in­
nerhalb des gesamten Arbeitsplans der Gesellschaft erhält, so muß 
auch die Rechtswissenschaft zu einem Teilgebiet der umfassenden 
Gesellschaftswissenschaft werden. ... Die neuen Aufgaben wird 
der Jurist nur erfüllen können, wenn er, versehen mit umfassenden 
Kenntnissen der politischen Ökonomie, geschult in der Handha­
bung der dialektischen Methode, auf seinem Teilgebiet, der Ge­
winnung lebensbrauchbarer Regeln des Verhaltens, zu arbeiten 
gelernt hat. Das erfordert eine grundlegende Änderung unserer 
juristischen Ausbildung. ...
Dr. Heinz S u c h  (Lehrbeauftragter an der Universität Leipzig), 
„Recht und Rechtswissenschaft im Zweijahresplan“, NJ 1949, H e f t  8, 
S. 178 ff.

Neue Rechtsgrundlagen für Schöffenwahl
Während bisher die Laienrichter ohne Kontrolle des Volkes in 
einem heute von uns als undemokratisch empfundenen Verfahren 
gewählt wurden, sind künftig (nach dem vom Sächsischen Landtag 
am 1. Juli 1949 beschlossenen Gesetz über die Wahl der Schöffen 
und Geschworenen — D. Red.) die politischen Parteien und demo­
kratischen Organisationen allein berufen und verantwortlich für 
das Zustandekommen der Schöffen- und Geschworenen-Listen, aus 
denen dann die zuständigen Volksvertretungen die erforderliche 
Zahl der Laienrichter zu wählen haben. ... Für die allein vor­
schlagsberechtigten Parteien und Organisationen bedeutet dieses 
ihnen nunmehr eingeräumte demokratische Recht geichzeitig die 
demokratische Pflicht zu besonders gewissenhafter Auswahl der 
Männer und Frauen, die als Beauftragte der demokratischen 
Öffentlichkeit im Sinne sozialer Gerechtigkeit — so heißt es im 
Art. 61 der Verfassung des Landes Sachsen - Recht zu sprechen 
haben. ...

Von erheblicher Bedeutung ist, daß der Wirkungsbereich der 
Laienrichter, also der Umfang ihrer Beteiligung an der Rechts­
pflege nach den Bestimmungen der Landesverfassung in erheb­
lichem Maße ausgedehnt und neben der Strafrechtsprechung nun­
mehr auf a l l e  Gebiete der Rechtsprechung erstreckt wird. Auf 
der Grundlage des neuen Gesetzes werden also nicht nur die Ge­
schworenen und Schöffen für die Strafsachen, sondern auch die 
Schöffen für das große Gebiet der Zivilrechtspflege gewählt. Hier 
kommt neben den Miet- und Pachtangelegenheiten den Schöffen 
für das weite Gebiet der Ehestreitigkeiten besondere Bedeutung 
zu. ...
Johannes D i e c k m a n n ,  (Justizminister des Landes Sachsen), 
„Laienrichter des Volkes“, NJ 1949, Heft 8, S. 183 f.

Arbeitsplanung in der Justizverwaltung
Bereits nach Ablauf des ersten Arbeitsplanes der Deutschen Justiz­
verwaltung (für das 1. Halbjahr 1949 — D. Red.) wird erkennbar, 
daß auch in der Verwaltung das Arbeiten nach festen Plänen dazu 
beiträgt, ein neues Verhältnis zur Arbeit zu schaffen und bessere, 
fortschrittliche Arbeitsmethoden zu entwickeln. Denn wenn be­
stimmte Pläne aufgestellt und durchgeführt werden sollen, kann 
sich keiner darauf beschränken, nur die laufenden Arbeiten zu er­
ledigen, sondern muß eine eigene Initiative entfalten. Das Arbei­
ten nach Plänen erfordert auch ein starkes kollektives Arbeiten, 
das in den Verwaltungen, besonders aber auch in den Justizverwal­
tungen, bisher noch ungenügend entwickelt ist. Für jeden einzelnen 
Mitarbeiter — ganz gleich, in welcher Funktion er steht — bedeutet 
die Aufstellung und Durchführung von Plänen ein ständiges Sich-
auseinandersetzen mit den ihm gestellten Aufgaben..........
Dr. Hildegard H e in z e (Hauptabteilungsleiter in der Deutschen 
Justizverwaltung), „Kritisches zum ersten Arbeitsplan der Deutschen 
Justizverwaltung“, NJ 1949, Heft 8, S. 188 ff.


